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Die letzte Äbtissin

Der interessante Artikel über die Zür-
cher Denkmäler (NZZ 21. 12. 20) liess
erwarten, dass der Autor auch auf das
Denkmal für Katharina von Zimmern
hinweisen würde. Denn damit wurde im
Kreuzgang des Fraumünsters, unweit
von Hans Waldmann, Zürichs letzte
Äbtissin gewürdigt. Doch Adi Kälin
schreibt dazu ganz einfach: nichts. Nach
mehr als sechzig Zürcher Denkmälern
für Männer wurde als Erinnerungsort
nämlich das allererste städtische Denk-
mal für eine Frau erschaffen; 2004 ein-
geweiht von Bundesrätin Micheline
Calmy-Rey, Regierungsrätin Dorothée
Fierz und Stadträtin Kathrin Martelli.
Die Kunstkommission hatte sich, weil
nicht mehr zeitgemäss, gegen eine Sta-
tue ausgesprochen. Der Verein «Katha-
rina von Zimmern» entschied sich des-
halb für das ebenso einfache wie viel-
schichtige Kunstwerk von Anna-Maria
Bauer. Über die letzte Äbtissin sind
ausserdem zwei sorgfältig recherchierte
Bücher erschienen. Das erste 1999 als
Einstimmung auf das Denkmal, das
zweite vor rund einem Jahr; es vermittelt
neue Hintergründe und Erkenntnisse zu
Zeit und Umfeld der grossen Zürcherin.

Irene Gysel, Kilchberg

«Gibt es Afrika?»

Der Artikel «Gibt es Afrika?» von
David Signer (NZZ 19. 12. 20) vermittelt
einige wichtige Erfahrungen des Autors,
die mit seiner Tätigkeit als Afrika-Kor-
respondent verbunden sind. Er setzt da-
bei in Ost- oder Westafrika verschie-
dene interessante Aspekte, so über
Hexerei und Heiler, zwischenmensch-
liche Beziehungen. Der Autor verweist
richtig auf die historischen Ursachen der
Armut und nennt namentlich den feh-
lenden vorkolonialen Zentralstaat und
die fehlende Schriftlichkeit.Ausgeklam-
mert wird hier allerdings der Sklaven-
handel über den Atlantik und durch die
Sahara, der unter anderem immer wie-
der zu militärischen Konflikten geführt
und damit die wirtschaftliche Entwick-
lung entscheidend behindert hat.

Neben der erwähnten amharischen
Schrift in Abessinien müssen auch die
arabischen Schriftquellen erwähnt wer-
den, namentlich etwa in der Bibliothek
von Timbuktu. Sie enthält vor allem
Dokumente aus dem 15. und 16. Jahr-
hundert, aber auch ältere Dokumente
aus Andalusien und Marokko. Weitere
Bibliotheken mit arabischen Hand-
schriften findet man auch in anderen
Städten Malis, so in Gao, Djenné und
Ségou. Eine gewisse Schriftlichkeit war

also im vorkolonialen Westafrika durch-
aus vorhanden. In Westafrika bestanden
in dieser Zeit sicher keine modernen
Zentralstaaten, aber immerhin Grossrei-
che wie Mali oder Ghana. Nicht umsonst
haben postkoloniale Staaten die Namen
der alten Reiche übernommen.

Daniel V. Moser-Léchot, Bern

Jetzt geht er weg, mein persönlicher
Afrika-Korrespondent. So selten ich
selbst auf dem Kontinent gereist bin, so
sehr sind mir Land und Leute durch die
Berichte von David Signer vertraut ge-
worden. Und darum hat er bei mir den
höchsten Status erlangt, den ein Journa-
list wohl erreichen kann:Was er schrieb,
las ich – unbesehen dessen, ob mich das
Thema interessierte. Darum hier ein
grosses Bravo und ein herzliches Merci.

Oliver Gisi, Basel

Die beiden Artikel «Wenn die nächste
Seuche kommt» sowie «Gibt es Afrika?»
(NZZ 19. 12. 20) lohnen die NZZ-Lek-
türe wieder für ein ganzes Jahr. Danke.
Zu Eric Gujers Leitartikel: interessant,
differenziert, fundiert, aktuell, hilfreich,
wegweisend, mit Blick in die Vergan-
genheit und Intention für die Zukunft.
Was David Signer zu und über Afrika
schreibt: Allein dieser ganzseitige Be-
richt lohnt den finanziellen Einsatz
einer Zeitung für einen Journalisten, so
einen Auftrag zu geben und zu ermög-
lichen. Aber man muss die Leute dazu
haben. Die hat man. Danke und auf ein
weiteres neues Jahr.

Alfons Lenherr, München

Trennung
von Kirche und Staat

Ich bin mit Toni Stadler einverstanden,
dass für eine offene Gesellschaft die
Trennung von Kirche und Staat nötig ist
(NZZ 21. 12. 20). Schon Christus sagte:
«Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist,
und Gott, was Gottes ist.» Ich gehe
auch damit einig, dass die verschiede-
nen Religionen Antworten auf die glei-
chen urmenschlichen, existenziellen Fra-
gen nach dem Woher und Wohin, nach
Lebenssinn und Lebenswerten suchen.
Die Antworten darauf sind aber sehr
verschieden. Auch die Wissenschaft lie-
fert keine, ausser sie macht sich selbst
zum Dogma. Nicht einverstanden bin
ich, wenn Herr Stalder generalisierend
von «wirkungslosem», «fortschrittshem-
mendem», «wenig entwicklungsfördern-
dem» Glauben spricht, welcher das Er-
lernen von selbständigem Denken ver-
hindere. Aus meiner eigenen zwanzig-
jährigen Erfahrung in der Bildungs- und
Entwicklungsarbeit in Afrika kann ich
dies in Bezug auf den christlichen Glau-
ben so nicht bestätigen. In einer auf-
wendigen statistischen Studie, publiziert
2012/5 in der «American Political Sci-
ence Review», wies Prof. Robert Wood-
berry von der Universität Singapur nach,
dass die Arbeit der staatlich unabhängi-
gen protestantischen Missionen mass-
geblicher Katalysator für die Entwick-
lung von eigenständigen Zivilgesell-

schaften in vielen Ländern war. Sein
Fazit: «Gebiete, in denen unabhängige
Protestantische Missionen in der Ver-
gangenheit eine massgebende Präsenz
ausübten, sind im Durchschnitt heute
wirtschaftlich besser entwickelt, mit ver-
gleichsweise besserem Gesundheitsstan-
dard, tieferer Kindersterblichkeit, weni-
ger Korruption, weniger Analphabetis-
mus, besserer Ausbildung (speziell von
Frauen) und stabileren nichtstaatlichen
Organisationen.» Diese Entwicklung er-
gab sich quasi als Nebeneffekt, da die
Missionen bestrebt waren, eigenständige
Kirchen zu gründen. So wurde die Bibel
in die einheimische Sprache übersetzt,
Leseunterricht für alle, auch die Frauen,
angeboten, es wurden Organisations-
formen eingeübt und Public-Relations-
Kampagnen durchgeführt. Ich habe in
Afrika nicht wenige säkulare Entwick-
lungsprojekte angetroffen, die nicht
nachhaltig waren, gerade weil sie die
religiöse Komponente nicht einbezogen.

Hans Rothenberger, Zürich

Toni Stadler stellt in seinem Gastbeitrag
«Warum Religionen global trennen statt
verbinden» einen Gegensatz von Reli-
gionen und säkularem Denken auf. Doch
dies ist im Blick auf den Fortschritt eine
falsche Alternative. Denn sowohl säku-
lare als auch religiöse Staaten und Ge-
sellschaften können trennen oder verbin-
den, Krieg führen oder Frieden fördern.
Die Alternative ist innerhalb der Religio-
nen und der säkularen Gesellschaften zu
suchen. Stadler versteht Fortschritt als
friedliche Entwicklung in Richtung einer
offenen Gesellschaft. Dem ist zuzustim-
men. Der Begriff «offene Gesellschaft»
wurde von Henri Bergson (1859–1941)
geprägt und von Dag Hammarskjöld
als Generalsekretär der Uno in die Ver-
einten Nationen eingebracht. In seinem
Buch «Die beiden Quellen der Moral
und der Religion» stellt Bergson die «ge-
schlossene Gesellschaft» der «offenen
Gesellschaft» gegenüber. Während sich
die geschlossene Gesellschaft aus der
natürlichen Gruppenidentität entwickelt,
entsteht die offene Gesellschaft aus einer
mystischen Liebe zu allen. Sie trägt den
Universalismus schon im Keim in sich.
Es ist die eigentliche Aufgabe der mys-
tischen Religiosität sowie der säkularen
Menschen, welche eine Spiritualität ohne
Gott leben, gemeinsam den Impuls der
Liebe zu allen Wesen zu kommunizieren.
Wenn die Säkularen aber den Fortschritt
in Richtung einer offenen Gesellschaft
als Kampf gegen die Religionen führen,
werden sie wiederum geschlossene Ge-
sellschaften hervorbringen.

Arnold Steiner, ehemaliger Delegierter
des IKRK, Pfarrer
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Siedlungen nach
innen entwickeln
Gastkommentar
von DAMIAN JERJEN

Das revidierte Raumplanungsgesetz verlangt, dass die Gemein-
den überdimensionierte Bauzonen reduzieren, wenn sie über den
Bedarf von 15 Jahren hinausgehen. Professor Alain Griffel spricht
sich in seinem Gastkommentar in der NZZ (vom 23. 11. 20) dafür
aus, die Praxis zur Entschädigungspflicht zu überdenken: Rück-
zonungen sollen in mehr Fällen als bisher entschädigt werden.
Diese Aussage weckt entsprechende Hoffnungen bei den Grund-
eigentümern. Sie bremst und erschwert aber auch die Umsetzung
der Gesetzesrevision – entgegen dem Volkswillen.

In den meisten Fällen wird es – berechtigterweise – gar nicht
erst zu Entschädigungszahlungen kommen, wie die folgenden drei
typischen Fälle von zu grossen Bauzonen aus der Werkstatt zeigen:
erstens bei Nutzungsplänen, die nie an das Raumplanungsgesetz
aus dem Jahre 1980 angepasst wurden und nach geltender Recht-
sprechung nicht bundesrechtskonform sind. Bei einer Reduk-
tion dieser Bauzonen handelt es sich um sogenannte Nichtein-
zonungen, für die im Grundsatz keine Entschädigung gezahlt wer-
den muss. Zweitens bei Bauzonen, die vor mehr als 20 bis 25 Jah-
ren eingezont und seither nicht überbaut worden sind, weil keine
Nachfrage bestand oder weil Schutzinteressen oder Naturgefah-
ren einen Bau nicht zuliessen. Und drittens bei Ferienhauszonen
oder anderen Zonen für touristische Projekte, die in touristischen
Gemeinden heute einen grossen Teil der überdimensionierten Flä-

chen ausmachen.Aufgrund der Zweitwohnungsgesetzgebung wer-
den kaum mehr neue Zweitwohnungen gebaut. Für Erstwohnun-
gen sind die Ferienhauszonen meist am falschen Ort.

Auch wenn Rückzonungen der beiden letzten Kategorien aus-
nahmsweise entschädigungspflichtig sind, müssen sich die Entschä-
digungen am Verkehrswert der Grundstücke orientieren. Dieser
nähert sich nicht selten demjenigen von (günstigerem) Landwirt-
schaftsland an. Ausserdem werden die betroffenen Grundeigen-
tümer kaum benachteiligt, da sie ihr Grundstück nicht oder nicht
nach ihren Wünschen hätten bebauen können. Nicht zu vergessen
ist dabei, dass die Grundeigentümer bei der Einzonung für den
entstandenen Mehrwert meist nicht zur Kasse gebeten wurden.

Was geschieht, wenn jedoch kurz zuvor im Vertrauen auf eine
bundesrechtskonforme Planung erworbenes Bauland ohne Ent-
schädigung zurückgezont werden soll? Die Gemeinden verfügen
in solchen Fällen bei der Festlegung der betroffenen Flächen im
Rahmen der konkreten Umsetzung des Rückzonungsauftrags über
ein gewisses Ermessen. Zudem kann der Kanton eine gesetzliche
Grundlage für eine weitergehende Entschädigung schaffen und da-
mit betroffenen Grundeigentümern entgegenkommen. So hat bei-
spielsweise der Kanton Wallis in seinem Ausführungsgesetz zum
Raumplanungsgesetz vorgesehen, dass bei Rückzonungen von er-
schlossenen Bauzonen zumindest die vom Eigentümer bezahlten
Erschliessungskosten zurückerstattet werden.

Die Umsetzung des Raumplanungsgesetzes ist in allen Ge-
meinden sehr anspruchsvoll. Nicht nur aufgrund der Rückzonun-
gen, sondern auch aufgrund der neuen Anforderungen an die Nut-
zungspläne. Es braucht mehr finanzielle Mittel für die kommu-
nale Raumplanung, insbesondere für die Finanzierung qualifizier-
ter Verfahren, einer aktiven Bodenpolitik der Gemeinden oder für
die Aus- und Weiterbildung von Fachleuten.Anstatt die Entschädi-
gungspflicht bei Rückzonungen auszuweiten, sollte man die finan-
ziellen Mittel der Raumplanung besser in eine hochwertige Umset-
zung der Siedlungsentwicklung nach innen stecken. Das lohnt sich.

Damian Jerjen ist Direktor von Espace Suisse, Verband für Raumplanung.

In den meisten Fällen wird es
gar nicht erst zu Entschädigungs-
zahlungen kommen.
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Verurteilung der Bloggerin Zhang Zhan

China schiesst mit Kanonen auf Spatzen
PATRICK ZOLL

Dass die chinesische Bloggerin Zhang Zhan zu einer
vierjährigen Haftstrafe verurteilt worden ist, über-
rascht nicht.Chinas Machthaber machen einmal mehr
überdeutlich, dass sie nicht bereit sind, ihr Meinungs-
monopol mit irgendjemandem zu teilen.Kritische Be-
richte über die chaotischen und dramatischen Zu-
stände in der Stadt Wuhan, wo vor bald einem Jahr
die Coronavirus-Pandemie ihren Anfang nahm, sind
für die Kommunistische Partei inakzeptabel.Wer sol-
che Berichte verbreitet, wie das Zhang im Frühjahr
getan hatte, hat «Streit angefangen und Ärger provo-
ziert»,wie es im Urteil heisst.Dafür kennt das System
nur eine Antwort: Gefängnis!

AlsAnfang Jahr immer mehr Menschen inWuhan
und anderen Städten der Provinz Hubei an einer
bis dahin unbekannten Lungenkrankheit erkrank-
ten, war die Nachrichtenlage verwirrend. Wacklige
Videos von überfüllten Notfallstationen in den Spi-
tälern widersprachen der offiziellen Propaganda,
die vorzugaukeln versuchte, dass man alles im Griff
habe. Aufnahmen von «Bürgerjournalisten» zeigten
zum Beispiel Menschen,die in ihrerVerzweiflung auf
überfordertes Pflegepersonal losgingen.Diese Bilder
prallten auf Beiträge der Staatsmedien;diese feierten
vielmehr, wie innert weniger Tage ein riesiges Not-
spital aus dem Boden gestampft wurde.

Innerhalb wie ausserhalb Chinas wurden Berichte
der Bürgerjournalisten aus Wuhan begierig aufge-
nommen.Einen kurzen Moment lang durften sie ihre
eigene Sichtweise verbreiten. Offen bleibt, ob die
Zensurbehörden anfänglich überfordert waren oder
ob die Machthaber bewusst ein Ventil offen liessen,
um etwas Druck der sich rasant stauenden Frustra-
tion in der Bevölkerung abzulassen.Doch die unkon-
trollierten Meinungsäusserungen wurden nicht lange
toleriert. Zhang Zhans letzter Blog-Eintrag erschien
im Mai – später wurde bekannt, dass sie festgenom-
men worden war.Andere Blogger wurden schon vor
ihr mundtot gemacht. Das Internet – soweit die chi-
nesischen Behörden Zugriff darauf haben – ist wie-
der von kritischen Beiträgen gesäubert.

Die Botschaft der staatlichen Propaganda ist klar:
Unter der entschlossenen Führung der Kommunis-
tischen Partei und ihres besonnenen Steuermanns
Xi Jinping hat China das Virus in den Griff bekom-
men. In der Tat: Während Europa und andere Welt-
gegenden von Lockdown zu (Teil-)Lockdown schlit-
tern, ist Covid-19 in China praktisch aus dem All-
tag verschwunden. Die Chinesen können einkaufen,
in Restaurants essen, sich in Gruppen treffen, Kon-
zerte besuchen und reisen, als ob nichts wäre. Selbst
aus Wuhan, das Anfang des Jahres 76 Tage lang kom-
plett abgeriegelt worden war,berichten Besucher von
einer erstaunlichen Normalität.

Treten irgendwo dennoch ein paar Corona-Fälle
auf,gehen die Gesundheitsbehörden rigoros dagegen
vor. Die chinesischen Staatsmedien sehen im Erfolg
bei der Pandemiebekämpfung eine Überlegenheit
ihres Systems.Viele Chinesinnen und Chinesen wür-
den diesbezüglich wohl zustimmen. Doch der Um-
gang mit Zhang Zhan und anderen kritischen Stim-
men schürt den Verdacht, dass Peking einiges zu ver-
bergen hat. Für Misstrauen gibt es weitere Gründe:
Eine Expertenmission unter der Führung der Welt-
gesundheitsorganisation, die den Ursprung der Pan-
demie untersuchen soll, ist bis heute wegen chinesi-
scher Obstruktion nicht richtig in Fahrt gekommen.
Dies, obwohl Peking im Mai der Untersuchung zuge-
stimmt hatte. Gegen Australien, das besonders deut-
lich auf eine Untersuchung gepocht hatte, hat China
eine lange Reihe von Strafmassnahmen verhängt.

Der Fall Zhang Zhan zeigt auch, dass Chinas
Machthaber mit Kanonen auf alle Spatzen schies-
sen, die irgendetwas nicht Genehmes zwitschern.
Die Videos der Bloggerin auf Youtube, die in China
nicht frei zugänglich sind, sind nur ein paar tausend
Mal angeschaut worden.Doch mit ihrerVerurteilung
hat Zhang weltweitAufmerksamkeit erhalten,die sie
auf eigene Faust nie hätte erreichen können.Aus der
internen Logik des Systems mag das harte Vorgehen
gegen sie und andere Kritiker nachvollziehbar sein.
Insgesamt schadet sich Peking mehr, als es gewinnt.

Der Umgang mit Zhang Zhan
und anderen kritischen
Stimmen schürt den
Verdacht, dass Peking
einiges zu verbergen hat.

nicht im herkömmlichen Sinne «bewaffnet» sind.
Grundsätzlich bewirken sie nämlich Funktions-
störungen an Computersystemen, womit sie pri-
mär nicht physischer Natur sind. Die durch Daten-
verluste, Informationsverzerrungen oder Software-
manipulationen mittelbar ausgelösten Schädigun-
gen sind überwiegend ebenfalls nicht physisch und
generell schwer bezifferbar. Grossflächige und für
einen bewaffneten Angriff überhaupt infrage kom-
mende Zerstörungen durch Cyberangriffe gab es
bis dato zudem nur sehr wenige. Cyberangriffe er-
füllen daher nur selten – wenn überhaupt – die Vor-
aussetzungen von Art. 51 der Uno-Charta. Man
befindet sich regelmässig ausserhalb des Anwen-
dungsbereichs der Selbstverteidigung, wenn Cyber-
angriffe keine physische Zerstörung zur Folge
haben und/oder Todesopfer fordern.

Cyberangriffe sind technisch schwer zurückzu-
verfolgen und können rechtlich bisweilen nicht ein-
deutig einem Staat zugerechnet werden. Dies wird
dadurch erschwert, dass sie häufig Teil einer hybri-
den Kriegsführung sind, die neben staatlichen auch
nichtstaatliche Akteure einschliesst. Bei Cyber-
angriffen sind oft mehrere Staatsterritorien gleich-
zeitig betroffen. Meist ist nicht einmal ganz klar,
ob ein gezielter Angriff oder ein Kollateralschaden
eines Angriffs vorliegt, da sich Computerwürmer
grundsätzlich automatisch auf viele Systeme wei-
terverbreiten.Angreifer nutzen zudem oft die Infra-
struktur (vieler) unbeteiligter Dritter als Brücken-
kopf, um anonym zu bleiben. Bei der Eruierung

des tatsächlichen Urhebers von Cyberangriffen
handelt es sich wegen der schwierigen technischen
und rechtlichen Zurechnung somit oft – wenn nicht
überwiegend – um Zweifelsfälle. Gegenschläge kön-
nen leicht unbeteiligte Drittstaaten treffen. Deshalb
scheint grosse Zurückhaltung geboten.

Im Zusammenhang mit der schweizerischen
Neutralität gibt es zusätzliche Herausforderungen.
Neben generellen Völkerrechtsnormen sind auch
Neutralitätsverpflichtungen zu beachten. Die Neu-
tralität verpflichtet die Schweiz, nicht an Kriegen
teilzunehmen, Konfliktparteien gleich zu behan-
deln und den Kriegsparteien ihr Staatsgebiet nicht
zur Verfügung zu stellen. Was heisst das im Cyber-
kontext?

Wegen der weltweit zunehmenden Vernetzung
von Netzwerkinfrastrukturen sowie der globa-
len Verteilung digitaler Programme durchqueren
Cyberangriffe von Konfliktparteien regelmässig
neutrale private und/oder öffentliche Infrastruktu-
ren. Das wirft heikle Fragen zu völkerrechtlichen
Sorgfaltspflichten (Due Diligence) eines neutralen
Staates auf. Ein Staat ist für völkerrechtlich rele-
vante Verletzungen eines anderen Staates, die von
seinem Territorium ausgehen, grundsätzlich verant-
wortlich, wenn er Kenntnis davon hat und die Mög-
lichkeit, sie zu unterbinden oder zu beenden. Wie
weit diese Due-Diligence-Normen im Cyberraum
anwendbar sind, ist umstritten.

Glaubwürdig bleiben – aber wie?

Der Neutralitätsstatus hat zudem Vorwirkungen in
Friedenszeiten. Ein dauernd neutraler Staat wie die
Schweiz darf insbesondere keine Bindungen ein-
gehen, die im Kriegsfall seine Neutralität gefährden
oder unglaubwürdig machen. Unklar ist, wie diese
Verpflichtungen im Cyberbereich anzuwenden sind
und welche Möglichkeiten und Grenzen damit für
die internationale Zusammenarbeit bestehen.

Eine besondere Herausforderung ist vor dem
Hintergrund der Due-Diligence-Verpflichtung auch
die Kontrolle von digitalen (Dual-Use-)Technolo-
gien. Unter anderem fragt sich, welche Kontroll-
massnahmen erforderlich sind, damit die Schweiz
ihren Neutralitätsverpflichtungen und anderen aus-
senpolitischen Zielen nachkommen kann, wenn sie
solche Technologien herstellt oder weitergibt, und
wieweit sie verantwortlich ist, wenn diese Technolo-
gien völkerrechtswidrig eingesetzt werden.

Als neutraler Kleinstaat hat die Schweiz ein In-
teresse an der Klärung der Anwendbarkeit völker-
rechtlicher Normen bei Cyberangriffen sowie an
einer wirksamen Rolle der Uno als Organisation
kollektiver Sicherheit. Dies betrifft angesichts des
Aufbaus eines Cyberkommandos insbesondere die
Klärung des völkerrechtlichen Selbstverteidigungs-
rechts bei solchen Angriffen. Allerdings werden
sie neutralitätsbezogene Fragen nicht lösen. Da-
mit sich die Schweiz als neutraler Staat aussenpoli-
tisch glaubwürdig positionieren kann, muss sie sich
verstärkt um die neutralitätsbezogenen Aspekte
der Cybersicherheitspolitik bemühen. Das Vorha-
ben der Schweiz, digitale Technologien mit einem
Cyberkommando aufzurüsten, unterstreicht diese
Dringlichkeit.

Martin Dahindenwar Schweizer Botschafter in den USA,
ist Mitglied des Stiftungsrates des Think-Tanks ICT4Peace
und lehrt Sicherheitspolitik an der Universität Zürich; Sara
Pangrazzi forscht am Institut für Völkerrecht an der Univer-
sität Zürich im Bereich der Cybersicherheit.

Neutralität im Cyberraum:
Die Schweiz ist gefordert
Viele Staaten rüsten ihre militärischen IT-Kapazitäten massiv
auf. Nun will auch die Schweiz ein Cyberkommando schaffen.
Was bedeutet dies für die Neutralität? Gastkommentar
von Martin Dahinden und Sara Pangrazzi

Massnahmen
der Selbstverteidigung
müssen immer auch
völkerrechtlich zulässig
sein – insbesondere
wenn sie offensive
Abwehrmassnahmen
beinhalten.

Die Bedeutung von Cyberangriffen nimmt rasant
zu: Das prominente Schadprogramm WannaCry
beispielsweise hat seit seiner Entdeckung im Mai
2017 innert kurzer Zeit weltweit mehr als 200 000
Computer infiziert und international für Schlag-
zeilen gesorgt. Betroffen waren Rechner des russi-
schen Innenministeriums und zahlreicher Spitäler
in Grossbritannien, der Autohersteller Renault-Nis-
san oder auch die Deutsche Bahn. Das Programm
nutzte eine Sicherheitslücke im weltweit breit ge-
nutzten Windows-Betriebssystem aus und führte
zu Schäden in Milliardenhöhe. Auch die Schwei-
zer Bundesverwaltung hat regelmässig mit digita-
len Angriffen zu kämpfen: Im September 2017 etwa
wurden laut einer Medienmitteilung Cyberangriffe
auf das Verteidigungsdepartement (VBS) entdeckt,
und im Januar 2016 haben ebensolche beim Rüs-
tungskonzern Ruag zur Entwendung von Daten
im Umfang von mehr als 20 Gigabyte geführt. Die
technische Rückverfolgung der jeweiligen Urheber
hält Informatiker bis heute auf Trab.

Um diese Risiken zu bewältigen, rüsten Staa-
ten ihre militärischen IT-Kapazitäten auf.Auch die
Schweiz baut ihre digitalen Kapazitäten aus und
plant den Aufbau eines Cyberkommandos. Weil
bezüglich der Anwendung internationaler Nor-
men auf Cyberangriffe allerdings noch viele Un-
klarheiten bestehen, gibt es neben den technischen
auch erhebliche rechtliche und politische Heraus-
forderungen.

Cyberangriffe als bewaffnete Angriffe?

Mit dem Cyberkommando möchte der Bundesrat
die digitale Verteidigung der Schweizer Armee stär-
ken. Die am 1. März 2019 in Kraft getretene Verord-
nung über die militärische Cyberabwehr (MCAV)
regelt Aktionen im Cyberraum zum Eigenschutz
und zur «Selbstverteidigung» der Schweizer Armee
gegen Cyberangriffe. Doch was wird unter Selbst-

verteidigung gegen Cyberangriffe verstanden?
Massnahmen der Selbstverteidigung gegen andere
Staaten müssen nicht nur die Voraussetzungen des
nationalen Rechts erfüllen, sondern immer auch
völkerrechtlich zulässig sein – insbesondere wenn
sie über den Schutz hinausgehen und offensive Ab-
wehrmassnahmen beinhalten.

Bereits 2013 und 2015 haben von der Uno ein-
gesetzte Expertengruppen festgehalten, dass das
traditionelle Völkerrecht und somit die Uno-
Charta auf den Cyberraum anwendbar sei. Aller-
dings besteht bis heute Uneinigkeit darüber, wie
diese Normen konkret angewendet werden sollen.
Die Komplexität und Neuartigkeit des Themas so-
wie die divergierenden politischen Interessen er-
schweren eine Konsensfindung zwischen den Staa-
ten massiv. Eine Schlüsselfrage ist, ob und ab wel-
cher Intensität Cyberangriffe gemäss Art. 51 der
Uno-Charta bewaffnete Angriffe darstellen, da-
durch die «Kriegsschwelle» überschreiten und of-
fensive Selbstverteidigungshandlungen legitimie-
ren, die mit militärischen Mitteln auch ausserhalb
des Cyberraums erfolgen können. Dieses Recht
auf Selbstverteidigung stellt eine Ausnahme vom
grundsätzlich global geltenden Verbot der Gewalt
zwischen Staaten dar.

Die meisten Staaten bejahen, dass Cyberangriffe
die erwähnte Schwelle erreichen können, wenn sie
dieselben Effekte haben wie herkömmliche bewaff-
nete Angriffe. Uneinigkeit besteht allerdings dar-
über, welche Effekte im digitalen Kontext genau
darunterfallen. Gemäss dem traditionellen Völker-
rechtsverständnis müssen bewaffnete Angriffe phy-
sische Zerstörung und/oder Todesopfer nach sich
ziehen. Der Uno-Sicherheitsrat hat ökonomische
oder politische Schäden für die Einstufung als be-
waffneter Angriff noch nie als ausreichend beurteilt.

Schwierigkeiten beim Aufeinandertreffen von
traditionellen Völkerrechtsnormen und Cyber-
angriffen bereitet zunächst, dass digitale Angriffe
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Neues Fördersystem
Tanz und Theater

Wie viele Kleintheater werden wir ein
Ja in die Urne legen. Doch glücklich
sind wir als sogenanntes Kleintheater
darüber nicht wirklich («Wie das ge-
plante Subventionsmodell die Zürcher
Kulturszene spaltet – und eint», NZZ
14. 11. 20). Ja, zurzeit sind auch wir mit
dem Theater Herzbaracke in einer
finanziell sehr, sehr angespannten Lage
wie viele Kulturschaffende. Wir wis-
sen noch nicht, wie wir durchkommen.
Umso weniger, als auch wir keine feste
Unterstützung haben. Sie wäre dringend
nötig. Wir haben ein sehr erfolgreiches
Theater aufgebaut.Wir sind zu «norma-
len» Zeiten seit Jahren stets ausverkauft.
Zum Glück.Wir können so unseren Be-
trieb ganz knapp tragen mit unserer
Restauration, begleitend zu den künst-
lerischen Vorstellungen und 30 Prozent
der Eintritte, und manchmal dürfen wir
uns über einen Stiftungsbeitrag freuen.
Das geht aber alles nur mit ganz knap-
pen Löhnen für uns alle. Es bleibt Ende
Saison nichts übrig, wir leben von der
Hand in den Mund.

Ein fester Beitrag gäbe uns viel mehr
Sicherheit und Raum für unsere kultu-
rellen Aufgaben mit den Künstlerinnen
und Künstlern. Ich darf sagen, wir sind
gewachsen zu einem kulturellen Wert
in Zürich. Uns gibt es nun 44 Jahre in
Zürich als freies Theater und 22 Jahre
als Salon Theater Herzbaracke. Manch-
mal habe ich das Gefühl, dass wir für
unseren Erfolg von der Kulturabteilung
der Stadt Zürich abgestraft werden.
Quasi: Die können’s ja ohne Unterstüt-
zung. Die Gesellschaft braucht Kultur.
Aber man soll die Kleintheater genauso
ernst nehmen wie die etablierten Häu-
ser. Darum Ja.

Federico Emanuel Pfaffen, Zürich

City Card in Zürich

Der Ton und Inhalt des Leserbriefs von
Beda Düggelin zum Thema City Card
in Zürich ist derart gehässig und unqua-
lifiziert, dass es mich wundert, dass die
NZZ diesen veröffentlicht hat (NZZ
18. 11. 20). Düggelin sollte das Projekt
des Stadtrats besser analysieren, was
dazu führen würde, dass er erkennen
könnte, dass das ein Projekt ist, das sich
nicht auf eine einzelne Gruppe von Bür-
gern der Stadt Zürich, sondern auf alle
bezieht. Von gebührenlosen Parkplät-
zen zu schreiben, ist schlicht unwahr und
einfach polemisch, ja fast schon peinlich.
Dass Zürich eine rot-grüne Regierung
hat, hat auch damit zu tun, dass viele von
denen, die das nicht möchten, nicht in
der Stadt wählen, sondern in die steuer-
günstigeren Gemeinden ausserhalb der
Stadt gezogen sind. Man kann eben
nicht das eine haben und das andere
auch wollen. Auch wenn ich eher ge-
neigt bin, das liberale Gedankengut zu
pflegen, bin ich der Meinung, dass gute
Projekte nicht beerdigt werden sollten,
nur weil sie von einer Seite kommen, die

nicht die eher rechte politische Über-
zeugung der Ablehnenden wiedergibt.
Im Übrigen ist die City Card eben noch
ein Projekt und noch nicht beschlos-
sen, und wenn sie es werden sollte, ist
sie ein guter Denkanstoss für weitere
Überlegungen im Kanton und in ande-
ren Regionen.

Raymond Porchet, Zürich

Ohrfeige
für Sozialhilfebezüger

Den Bedürftigen, die in der Schweiz le-
ben,werden Sozialleistungen zusammen-
gestrichen und Beträge reduziert. Für
Sans-Papiers hat die Stadt Zürich pro-
blemlos Geld, um allein in die Planungs-
arbeiten für eine Karte für Sans-Papiers
3,2 Millionen Franken fliessen zu lassen
(NZZ 12. 11. 20). Dazu kommen dann
noch jährliche Fixkosten in derHöhe von
zirka 2 bis 3Millionen.Was für eineMiss-
wirtschaft, was für eine Ohrfeige für die
Sozialhilfebezüger,die ohnehin unter der
Armutsgrenze leben müssen!

Roland Grüter, Luzern

Kriegsmaterialexport

Die Kriegsmaterialinitiative der GSoA
verlangt, dass die Nationalbank und
alleVorsorgeeinrichtungen keine Betei-
ligungen an Firmen halten dürfen, die
mehr als 5 Prozent ihres Jahresumsat-
zes mit der Herstellung von Kriegs-
material erzielen. Es ist davon auszu-
gehen, dass unsere Nationalbank und
die Vorsorgeeinrichtungen, wenn über-
haupt, dann Beteiligungen an Rüstungs-
firmen in der Schweiz und in anderen
westlichen Demokratien halten. Ge-
nau diese westlichen Länder, auch wir,
sind zu ihrer eigenen Landesverteidi-
gung auf Lieferanten von Rüstungs-
material angewiesen.DieVolksinitiative
zielt also direkt auf die Verteidigungs-
fähigkeit der Schweiz und Europas. Die
GSoA (Gruppe für eine Schweiz ohne
Armee) macht damit ihrem Namen alle
Ehre. Die Initiative ist somit nicht nur
wirtschaftlich und sicherheitspolitisch
verfehlt, sondern auch moralisch äus-
serst zweifelhaft. Sie verdient deshalb
an der Abstimmung vom 29. November
ein klares Nein.

JochenWild, Zug

Ich habe selbst nachgeforscht: Um die
1000 Franken meines Pensionskassen-
Vermögens sind in amerikanische Rüs-
tungsfirmen investiert. Ein grosser Teil
davon produziert auchAtomwaffen.Bei
meinen Recherchen ist mir noch etwas
anderes aufgefallen: Es sind schlechte
Investitionen.Würde die Pensionskasse
das Vermögen in nachhaltige Anlagen
investieren, wäre der Ertrag in den ver-
gangenen Jahren im Schnitt etwa 5 Pro-
zent höher gelegen. Von der Kriegsge-
schäfteinitiative sind Schweizer Rüs-

tungsunternehmen nicht betroffen, da
sie ohnehin nicht börsenkotiert sind.
Ich werde darum Ja zur Initiative stim-
men. Nicht nur aus moralischen Grün-
den, sondern auch aus finanziellen.

AndreasWeibel, Bern

Die Gruppe für eine Schweiz ohne
Armee (GSoA) will es noch einmal
wissen. Nachdem der Schweizer Sou-
verän schon mehrmals ihre Angriffe
auf die Rüstungsindustrie abgewehrt
hat, versucht sie es auf die sanfte Tour:
Unsere Pensionskassen und die Natio-
nalbank sollen nicht mehr in Firmen
investieren dürfen, die «Rüstungsgüter
herstellen». Natürlich denkt dabei jeder
an Pilatus, Ruag (die mehrheitlich der
Eidgenossenschaft gehört) oder Con-
traves oder an ausländische Unterneh-
men wie Krauss-Maffei oder General
Dynamics. Das wäre an sich schlimm
genug, denn diese Firmen stellen Güter
her, die unsere Polizei, unsere Armee
und andere Sicherheitskräfte benut-
zen, um Recht und Sicherheit zu schaf-
fen.Aber es geht noch weiter:Davon be-
troffen sein sollen Firmen, die 5 Prozent
oder mehr ihres Umsatzes mit «Rüs-
tungsgütern» machen. Das kann jede
Schraubenfabrik treffen, deren Präzi-
sionsteile in Geländefahrzeuge einge-
baut werden, jeden Farbenhersteller,
dessen Produkte für die Lackierung von
Flugzeugen verwendet werden kann,
jeden Softwareproduzenten, der Ver-
schlüsselungs- oder Bilderkennungs-
oder sonstige Programme erstellt, die
militärisch oder polizeilich genutzt wer-
den. Die Rechtsunsicherheit wird nicht
nur für die Firmen enorm – auch für
die Pensionskassen und die National-
bank wird hier ein pazifistisches Minen-
feld gelegt. Dieser Unsinn nützt nichts.
Er wird keinen Krieg, keinen Terror-
anschlag, kein Unrechtsregime und
kein einziges menschliches Opfer da-
von verhindern. Aber er schadet: unse-
ren Technologiefirmen, aber auch unse-
ren Pensionskassen und dem Volksver-
mögen bei der Nationalbank. Eine An-
nahme dieser Initiative wäre vielleicht
eine moralische Nebelpetarde, ganz si-
cher aber ein Schuss ins eigene Knie.

Dimitrios Papadopoulos, Rheinfelden

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten umVerständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei derAuswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor,Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse desAbsenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch

TRIBÜNE

Angriff
auf unser
Gehirn
Gastkommentar
von SHIRA KAPLAN

Wenn Sie den neuen Netflix-Dok-Film «The Social Dilemma» noch
nicht gesehen haben, wenn Sie zwischen 9 und 99 Jahre alt sind
und wenn Sie ein Smartphone-Nutzer sind, sollten Sie das nach-
holen, je früher, desto besser. Ob Sie Geschäftsinhaber, Bankier,
Anwalt oderArzt sind und vor allem,wenn Sie Kinder oder Gross-
kinder haben oder Lehrer sind:Dieser Film wird Ihnen helfen, bes-
ser zu verstehen, in was für einer Welt wir und unsere Kinder le-
ben.Die dem Film zugrunde liegende Hypothese ist, dass dieAlgo-
rithmen in sozialen Netzwerken ausser Kontrolle geraten sind und
einMonster geschaffen haben,was so nie beabsichtigt war. Soziale
Netzwerke bedienen ein schnell wachsendes Publikum von «Nut-
zern», und diese sind zu eigentlichen Produkten für Werbetrei-
bende geworden.

Das Ergebnis ist, dass alles, was wir mit unserem Smartphone
machen, von denTech-Giganten (vor allemGoogle und Facebook)
sorgfältig überwacht wird mit dem Ziel, mehrWerbung zu verkau-
fen. Einer der stärksten Momente des Films zeigt eine imaginäre
fünfköpfige Familie, die gemeinsam amEsstisch sitzt.Zwei der drei
Teenager-Geschwister sind handysüchtig, das dritte verweigert sich
dem Smartphone. Die Mutter nimmt nun während des Abend-
essens allen dieMobiltelefone weg und schliesst sie in einem durch-
sichtigen Safe ein. Plötzlich leuchtet auf einem der Handys eine
Nachricht auf. Eine Tochter steht vom Esstisch auf, nimmt einen
Hammer und zertrümmert den Safe, um an ihrTelefon zu gelangen.

Aus der Sicht eines Cyberverteidigungs-Experten unterstreicht
der Film eine wichtige Erkenntnis: Wir denken bei Cybervertei-
digung üblicherweise an den Schutz vor Hackern oder sonstigen
Bösewichten im Netz.DieWelt der Cybersicherheit ist auch heute
noch in die Welt der Guten und der Bösen unterteilt. Die Guten
schützen uns vor Angriffen und wollen den Datenschutz wahren,
die Bösen wollen unsere Benutzerdaten stehlen und verschlüsseln,
um Lösegeld zu erpressen.

Der Film zeigt etwas anderes: Es wird klar, dass es in der Welt
der Cybersicherheit nicht nur die Guten und die Bösen gibt.Denn:
Zu welcher Gruppe gehören die Tech-Giganten wie Google und
Facebook? Es ist deshalb an der Zeit, die Cyberabwehr, wie wir
sie kennen, zu überdenken.Die Botschaft des Films ist, dass es bei
der heutigen Cyberabwehr darum gehenmuss, uns und unsere Kin-
der vor dem Internet zu schützen – vor denAlgorithmen, die sich
in unsere Gehirne hacken, jede unserer Bewegungen verfolgen
und unsereVerhaltensmuster knacken; also vor sozialen Netzwer-
ken und vor unseren eigenen Smartphones. Sie machen uns süch-
tig und depressiv.

Eine breitere Definition des Begriffs Cyberabwehr könnte be-
deuten, dass wir auch die Perspektive der psychischen Gesundheit
einbeziehen müssen. So sollten sich etwa Eltern ernsthaft Gedan-
ken darüber machen, was sie ihren Kindern verabreichen, wenn
sie ihnen ein ganz normales, voll ausgestattetes Smartphone über-
lassen – eine hochgradig süchtig machende Droge. Cyberverteidi-
gung könnte in diesemZusammenhang zumindest bedeuten, stren-
gere Verhaltensrichtlinien zu erlassen: keine Smartphones in den
Schlafzimmern, keine Smartphones nach einer bestimmten Uhr-
zeit, keine Smartphones, wenn die Kinder in der Nähe sind, und
so weiter. Da sich das Wesen der Hacker und des Hackens völlig
verändert hat, ist die Cyberabwehr in der heutigen Welt viel um-
fassender geworden. Es ist an der Zeit, dass wir, die Experten für
Cyberverteidigung, damit beginnen, wesentlich breiter und ernst-
hafter über den Schutz der Gesellschaft und unserer Kinder vor
der sehr beängstigendenWelt zu sprechen, die wir und unsere Kol-
legen aus der Technik erschaffen haben.

Shira Kaplan ist die Gründerin und Inhaberin der Cyverse AG, einer in der
Schweiz ansässigen Cyberabwehr-Firma. Zuvor diente sie im israelischen
Militärgeheimdienst. Sie ist ein Young Global Leader des Weltwirtschafts-
forums und Mutter von drei kleinen Kindern. Übersetzung: Martin Senti.

UND
SCHWEIZERISCHES HANDELSBLATT

Gegründet 1780
Der Zürcher Zeitung 241. Jahrgang

REDAKTION
Chefredaktor: Eric Gujer (eg.).

Stellvertreter: Daniel Wechlin (daw.), Andreas Schürer (asü.),
Carola Ettenreich (cet.), Tom Schneider (sct.).

Tagesleitung: Christoph Fisch (cf.), Benno Mattli (bem.),
Christian Steiner (cts.), Yannick Nock (yno.).

International: Peter Rásonyi (pra.), Andreas Rüesch (A. R.),
Werner J. Marti (wjm.), Andrea Spalinger (spl.), Andreas Ernst
(ahn.), Beat Bumbacher (bbu.), Meret Baumann (bam.), Patrick
Zoll (paz.), Elena Panagiotidis (ela.), Dominique Burckhardt (dbu.),
Fabian Urech (urf.), Samuel Misteli (smi.), Judith Kormann (jkr.),
Ulrich von Schwerin (uvs.), Andreas Babst (abb.)

Meinung & Debatte: Martin Senti (se.), Andreas Breitenstein
(A. Bn.), Claudia Schwartz (ces.).

Schweiz: Christina Neuhaus (cn.), Erich Aschwanden (ase.),
Daniel Gerny (dgy.), Frank Sieber (fsr.), Marc Tribelhorn (tri.),
Simon Hehli (hhs.), Helmut Stalder (st.), Angelika Hardegger (haa.),
Tobias Gafafer (gaf.), Michael Surber (sur.), David Vonplon (dvp.),
Gian Andrea Marti (gam.), Andri Rostetter (art.).
Bundeshaus: Fabian Schäfer (fab.), Christof Forster (For.),
Larissa Rhyn (ryn.), Georg Häsler Sansano (geo.).
Bundesgericht: Kathrin Alder (ald.).
Westschweiz: Antonio Fumagalli (fum.).

Zürich: Daniel Fritzsche (dfr.), Fabian Baumgartner (fbi.),
Alois Feusi (fsi.), Dorothee Vögeli (vö.), Urs Bühler (urs.), Stefan
Hotz (sho.), Adi Kälin (ak.), Katja Baigger (bai.), Jan Hudec (jhu.),
Florian Schoop (scf.), Johanna Wedl (jow.), Claudia Rey (clr.),
Raffaela Angstmann (ran.), Reto Flury (flu.), Michael von Ledebur
(mvl.), Lena Schenkel (len.), Nils Pfändler (nil.), Linda Koponen (lkp.).

Wirtschaft: Peter A. Fischer (pfi.), Dieter Bachmann (dba.),
Werner Enz (nz.), Ermes Gallarotti (ti.), Thomas Fuster (tf.), Christin
Severin (sev.), Nicole Rütti Ruzicic (nrü.), Andrea Martel Fus (am.),
Thomas Schürpf (tsf.), Christoph Eisenring (cei.), Gerald Hosp (gho.),
Matthias Benz (mbe.), Giorgio V. Müller (gvm.), Zoé Inés Baches
Kunz (Z. B.), Hansueli Schöchli (hus.), Natalie Gratwohl (ng.),
Dominik Feldges (df.), André Müller (amü.), Jann Lienhart (jal.),
Lorenz Honegger (lho.).
Börse: Michael Ferber (feb.), Andreas Uhlig (Ug.),
Werner Grundlehner (gru.), Anne-Barbara Luft (abl.),
Michael Schäfer (msf.), Patrick Herger (prh.).
Asien: Matthias Kamp (mka.), Michael Settelen (stt.).

Wissenschaft, Technologie und Mobilität: Christiane Hanna
Henkel (C. H.), Christian Speicher (Spe.), Alan Niederer (ni.),
Stephanie Kusma (kus.), Lena Stallmach (lsl.), Helga Rietz (rtz.),
Herbert Schmidt (hdt.), Lukas Mäder (mdr.), Jenni Thier (thj.),
Stefan Häberli (hat.).

Feuilleton: René Scheu (rs.), Roman Bucheli (rbl.), Angela
Schader (as.), Thomas Ribi (rib.), Ueli Bernays (ubs.), Philipp Meier
(phi.), Claudia Mäder (cmd.), Lucien Scherrer (lsc.), Christian
Wildhagen (wdh.), Marion Löhndorf (mlö.), Daniele Muscionico
(MD), Manuel Müller (mml.), Sabine von Fischer (svf.).

Sport: Elmar Wagner (wag.), Philipp Bärtsch (phb.), Flurin
Clalüna (fcl.), Andreas Kopp (ako.), Benjamin Steffen (bsn.),
Daniel Germann (gen.), Peter B. Birrer (bir.), Nicola Berger (nbr.),
Stefan Osterhaus (sos.), Michele Coviello (cov.), Ulrich Pickel (pic.),
Christof Krapf (krp.).

Wochenende/Gesellschaft/Reisen: Daniel Wechlin (daw.),
Birgit Schmid (bgs.), Michael Schilliger (msl.), Susanna Müller (sm.).

Reporter: Marcel Gyr (-yr.), Anja Jardine (jar.), Martin
Beglinger (beg.).
Nachrichten: Tobias Ochsenbein (toc.), Janique Weder (wej.),
Kathrin Klette (kkl.), Tobias Sedlmaier (tsm.), Esther Rüdiger (eru.),
Esther Widmann (wde.), Manuel Frick (fma.), Nadine Brügger (nad.).
Social Media: Reto Stauffacher (rst.), Corinne Plaga (cpl.),
Gabriela Dettwiler (gad.), Philipp Gollmer (phg.).
Podcast: Benedikt Hofer (bho.), Nadine Landert (lna.),
Olga Scheer (ola.), David Vogel (dv.).
Audience Management: Dominik Batz (btz.), Rafael
Schwab (raf.), Jonas Holenstein (jho.).
Visuals & Editorial Tech: Barnaby Skinner (bsk.), Kaspar Manz
(xeo.), Sharon Funke (sfu.), Alexandra Kohler (ako.), Christian Kleeb
(cke.), Anja Lemcke (lea.), Eugen Fleckenstein (efl.), Joana Kelén
(jok.), Manuel Roth (mrt.), Philip Küng (phk.), Nikolai Thelitz (nth.),
Roman Karavia (rkz.). Jonas Oesch (joe.), Florian Seliger (fsl.),
Adina Renner (adi.).
Video/TV: Markus Stein (sma.), Andrea Hauner (hwa.), Jürg
Walch (jwa.), Karin Moser (mok.), Conradin Zellweger (czw.),
David Hess (dhe.), Jasmine Rüegg (jmr.), Laurence Kaufmann (lkm.),
Jil Antener (jil.).
Produktionsredaktion: Christoph Fisch (cf.), Caspar Hesse (cah.),
Manuela Kessler (mak.), Lucie Paška (lpa.), Roland Tellenbach (rol.),
Stefan Reis Schweizer (srs.), Robin Schwarzenbach (R. Sc.),
Bodo Lamparsky (la.), Lukas Leuzinger (lkz.), Philipp Hufschmid
(phh.), Yvonne Eckert (yve.), Benno Brunner (bbr.), Ilda Özalp (ilö.),
Clarissa Rohrbach (cro.), Claudia Baer (cb.).
Art Director: Reto Althaus (ral.).
Bildredaktion: Gilles Steinmann (gst.), Christian Güntlisberger
(cgü.), Andrea Mittelholzer (and.), Roman Sigrist (rsi.), Reto
Gratwohl (grr.), Verena Tempelmann (vtm.), Nicole Aeby (nae.),
Rahel Arnold (raa.), Martin Berz (brz.).
Fotografen: Christoph Ruckstuhl (ruc.), Karin Hofer (hfk.),
Annick Ramp (ara.), Simon Tanner (tan.).
Produktion/Layout: Hansruedi Frei.
Korrektorat: Natascha Fischer.

KORRESPONDENTEN
Paris: Nina Belz (nbe.). London: Benjamin Triebe (bet.), Niklaus
Nuspliger (nn.). Berlin: Marc Felix Serrao (flx.), René Höltschi
(Ht.), Jonas Hermann (jsh.), Hansjörg Friedrich Müller (hmü.),
Anja Stehle (asl.), Anna Schneider (ars.), Christoph Prantner (cpr).
Frankfurt: Michael Rasch (ra.). München: Stephanie Lahrtz (slz.).
Rom: Andres Wysling (awy.). Wien: Ivo Mijnssen (mij.), Daniel
Imwinkelried (imr.). Stockholm: Rudolf Hermann (ruh.). Brüssel:
Christoph G. Schmutz (sco.), Daniel Steinvorth (DSt.). Moskau:
Markus Ackeret (mac.). Dakar: David Signer (dai.). Lissabon:
Thomas Fischer (ter.). Istanbul: Volker Pabst (pab.), Beirut:
Christian Weisflog (ws.). Jerusalem: Inga Rogg (iro.). Tel Aviv:
Ulrich Schmid (U. Sd.). Singapur: Manfred Rist (rt.). Peking:
Matthias Müller (Mue.). Südkorea/Seoul: Matthias Sander
(msa.). Tokio: Martin Kölling (koe.). Sydney: Esther Blank (esb.).
Washington: Peter Winkler (win.), Martin Lanz (mla.). New York:
Christof Leisinger (cri.). San Francisco: Marie-Astrid Langer
(lma.). Vancouver: Karl R. Felder (Fdr.). Rio de Janeiro: Nicole
Anliker (ann.). Salvador da Bahia: Alexander Busch (bu.).

WEITERE REDAKTIONEN
NZZ am Sonntag: Chefredaktor: Luzi Bernet (lzb.).
NZZ Folio: Stv. Leiter: Reto U. Schneider.
NZZ Geschichte: Lea Haller (lha.), Daniel Di Falco (ddf.).

NZZ-MEDIENGRUPPE
Felix Graf (CEO)

Bekanntgabe von namhaften Beteiligungen nach Art. 322 Abs. 2
StGB: Neue Zürcher Zeitung (Deutschland) GmbH, Berlin; NZZ
Österreich GmbH, Wien; Swiss Economic Forum (SEF) AG, Thun;
The Market Media AG, Zürich.

ADRESSEN
Redaktion: Falkenstrasse 11, Postfach, CH-8021 Zürich,
Tel. +41 44 258 11 11, redaktion@nzz.ch, www.nzz.ch
Zuschriften: Falkenstrasse 11, CH-8021 Zürich, leserbriefe@nzz.ch.

Verlag: Falkenstrasse 11, Postfach, CH-8021 Zürich,
Tel. +41 44 258 11 11, verlag@nzz.ch.
Leserservice: Postfach, CH-8021 Zürich, Tel. +41 44 258 10 00,
leserservice@nzz.ch, www.nzz.ch/leserservice.
Inserate: NZZone, Neue Zürcher Zeitung AG,
Falkenstrasse 11, CH-8021 Zürich, Tel. +41 44 258 16 98,
Fax +41 44 258 13 70, inserate@nzz.ch, www.nzzone.ch.
Druck: DZZ Druckzentrum Zürich AG, Bubenbergstrasse 1,
CH-8045 Zürich.

PREISE ABONNEMENTE (inkl. MWSt)
NZZ Print & Digital: 814 Fr. (12 Monate), 74 Fr. (1 Monat).
NZZ Digital Plus: 559 Fr. (12 Monate), 51 Fr. (1 Monat).
NZZ Wochenende Print: 363 Fr. (12 Monate), 33 Fr. (1 Monat).
Freitag und Samstag gedruckt ohne Digital.
NZZ International Print & Digital: 572 € (12 Monate),
52 € (1 Monat). Preise gültig für Deutschland und Österreich,
übrige Auslandpreise auf Anfrage.
NZZ Kombi Print & Digital: 924 Fr. (12 Monate),
84 Fr. (1 Monat). NZZ und NZZ am Sonntag gedruckt inkl. Digital.
NZZ für Studierende: 5 Fr. (1 Monat).
Alle Preise gültig ab 1. 1. 2020.
Die Abonnentenadressen werden, soweit erforderlich und nur
zu diesem Zweck, an die mit der Zustellung betrauten Logistik-
unternehmen übermittelt.
Anzeigen: gemäss Preisliste vom 1. 1. 2018.

Alle Rechte vorbehalten. Jede Verwendung der redaktionellen Texte
(insbesondere deren Vervielfältigung, Verbreitung, Speicherung und
Bearbeitung) bedarf der schriftlichen Zustimmung durch die Redaktion.
Ferner ist diese berechtigt, veröffentlichte Beiträge in eigenen gedruckten
und elektronischen Produkten zu verwenden oder eine Nutzung Dritten
zu gestatten. Für jegliche Verwendung von Inseraten ist die Zustimmung
der Geschäftsleitung einzuholen. © Neue Zürcher Zeitung AG
Kartengrundlage: © Openstreetmap, © Maptiler

Montag, 23. November 2020 19Meinung & Debatte

Rückzonungen –
ja, aber nicht so
Seit 2014 sind die Kantone verpflichtet, überdimensionierte
Bauzonen zu verkleinern. Dazu wird es wohl nur beschränkt
kommen. Denn der Gesetzgeber hat zwar A, nicht aber B
gesagt. Gastkommentar von Alain Griffel

Die in der Volksabstimmung deutlich angenom-
mene und 2014 in Kraft getretene Revision des
Raumplanungsgesetzes (RPG) verlangt ausdrück-
lich, dass überdimensionierte Bauzonen reduziert
werden. Denn Bauzonen, die mehr als den Bedarf
der nächsten 15 Jahre abdecken und damit grösser
sind, als das RPG es erlaubt, sind ein Treiber der
Zersiedelung. Um dieser Einhalt zu gebieten, sind
Rückzonungen unumgänglich.Der Gesetzgeber ist
jedoch auf halbemWeg stehengeblieben. Er hat es
bis heute versäumt, eine taugliche Problemlösungs-
strategie zu entwickeln. Deshalb erstaunt es nicht,
dass in den letzten sechs Jahren wenig geschehen
ist, zumindest in der Deutschschweiz. Immerhin hat
der Kanton LuzernAnfang Jahr eine Rückzonungs-
strategie beschlossen.

Bis zum Ziel dürfte der Weg jedoch noch lang
und steinig sein. Denn mangels anderer Lösung
müssen die Rückzonungen über das Konstrukt der
materiellen Enteignung abgewickelt werden. Das
ist in zweifacher Hinsicht unbefriedigend: Zum
einen erlaubt es lediglichAlles-oder-nichts-Lösun-
gen, das heisst eine volle oder gar keine Entschä-
digung, wobei die Hürden für eine Entschädigung
nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung hoch
sind. Zum andern ist, von klaren Fällen abgesehen,
sowohl für die Grundeigentümer wie auch für
die Gemeinden unklar, was bei einer Auszonung
punkto Entschädigung bzw. finanzieller Belastung
auf sie zukommt.Dies steht erst nach durchgeführ-
temRechtsstreit fest, zu demman also in vielen Fäl-
len gezwungen wird.Vor allem dies dürfte die Kan-
tone undGemeinden überwiegend davon abhalten,
Rückzonungen an die Hand zu nehmen.

Ein Blick auf die Entstehungsgeschichte zeigt,
dass diese rechtliche Konstruktion hier nicht passt.
Das Rechtsinstitut der Enteignung wurde im
19. Jahrhundert geformt, und zwar im Zusammen-
hang mit dem Bau des Eisenbahnnetzes und von
Strassen. Wer dafür Land abtreten musste, wurde
voll entschädigt. Erst wesentlich später erkannte

das Bundesgericht, dass es auch Fälle gibt, die zwar
nicht zum Entzug des Eigentums führen, sich für
die Betroffenen aber ähnlich einschneidend aus-
wirken. Damit war, sozusagen in der Verlängerung
der Enteignung, die Figur der materiellen Enteig-
nung geboren; die eigentliche Enteignung bezeich-
nete man fortan als formelle Enteignung. Aus der
Entstehungsgeschichte wird auch klar,weshalb hier
dasAlles-oder-nichts-Prinzip gilt:Man wollte nicht
nur Enteignete entschädigen, sondern auch gewisse
Weitere, die ähnlich stark betroffen sind. An eine
umfassende Entschädigungsordnung dachte man
dabei nicht. – Das Konstrukt der materiellen Ent-

eignung wurde also mit Blick auf Einzelfälle ent-
wickelt, um das Enteignungsrecht abzurunden.Hier
aber geht es um etwas ganz anderes: Eine grosse
Anzahl von Grundstücken soll ausgezont werden,
um frühere Fehlentscheide zu korrigieren und Fehl-
entwicklungen in der Raumplanung zu bremsen.
Dass dies überwiegend entschädigungslos erfolgen
soll, hindert nicht nur die Umsetzung, sondern ist
in vielen Fällen stossend; mehr noch: Es ist rechts-
widrig, weil es gegen das fundamentale Prinzip des
Vertrauensschutzes verstösst. Dieser rechtliche
Aspekt ist bisher gänzlich unbeachtet geblieben.
Denn es waren staatliche Behörden bzw. Organe,

welche die – wenn auch zum Teil rechtswidrigen –
Einzonungen vorgenommen und genehmigt haben.
Damit haben sie schutzwürdigesVertrauen in deren
Beständigkeit geschaffen. Das hindert den Staat
zwar nicht daran, diese Beschlüsse bei Vorliegen
eines überwiegenden öffentlichen Interesses – hier
an der Eindämmung der weiteren Zersiedelung –
wieder zu korrigieren, aber nur gegen eine Entschä-
digung.Eine solche zu regeln, ist Sache des Gesetz-
gebers. Das hat er bis heute nicht getan.

Der Bundesgesetzgeber wäre somit aufgerufen,
einen fairen Entschädigungsmechanismus zu defi-
nieren.Dieser sollte einerseits abgestuft sein – also
nicht nur Schwarz und Weiss, sondern auch Grau-
töne kennen – und andererseits Rechtssicherheit
schaffen, indem die Entschädigungspflicht und
die Höhe der Entschädigung im Voraus berechen-
bar oder zumindest abschätzbar werden. In einem
ersten Schritt müsste der Gesetzgeber die Krite-
rien festlegen, die für die Entschädigung relevant
sind (Nähe des Grundstücks zum überbauten Ge-
biet, Grad der Erschliessung, Eignung zur Über-
bauung, Lärmbelastung usw.). In einem zweiten
Schritt müssten die Gemeinden die bundesrecht-
lichen Vorgaben in ihren Nutzungsplänen umset-
zen und die auszuzonenden Grundstücke sowie die
Höhe der jeweiligen Entschädigung in Prozenten
des Verkehrswerts bezeichnen.

Die Aufblähung der Bauzonen war letztlich ein
kollektives Versagen. Wer glaubt, das dadurch ge-
schaffene Problem nun wieder beseitigen zu kön-
nen, ohne Geld in die Hand zu nehmen, täuscht
sich. Dass dieses Geld nicht vorhanden ist, weil
es die Kantone in den letzten 40 Jahren in eben-
falls rechtswidriger Weise unterlassen haben, die
durch Einzonungen generierten Mehrwerte abzu-
schöpfen, macht die Sache nicht besser. Die Zeche
müsste heute deshalb die Allgemeinheit bezahlen.

Alain Griffel ist Professor für Staats- und Verwaltungsrecht
an der Universität Zürich.
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